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Kommunalfreundliche Politik des Bundes
Antwort auf Große Anfrage der Regierungsfraktionen

Die AG Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion informiert 

Die kommunalfreundliche Politik der Bundesregie-
rung zahlt sich milliardenschwer für die Kommunen 
aus. Die vorliegenden Antworten auf unsere Große An-
frage zur „Lage der Kommunen in der Bundesrepublik 
Deutschland“ zeigen deutlich, dass die Politik der Bun-
desregierung verteilt über nahezu alle Politikbereiche 
entscheidend zur Stärkung der Kommunen und der 
kommunalen Selbstverwaltung beiträgt. Dies wird 
auch in der Einschätzung durch Vertreter der kommu-
nalen Spitzenverbände bestätigt: „Die Antwort auf unse-
re Große Anfrage liefert eine einmalige  und bislang nicht 
dagewesene Leistungsbilanz.“

Wir haben unser erklärtes Ziel erreicht und die Selbstver-
waltungskraft vor Ort umfassend gestärkt.

Die christlich-liberale Koalition hat die Kommunen 
deutlich finanziell entlastet. Die Kosten für die Grundsi-
cherung im Alter von rund 4,5 Milliarden Euro jährlich 
werden vom Bund übernommen. Für den Ausbau der Be-
treuungsplätze für Unterdreijährige schoss er Zuschüsse in 
Höhe von über 5,5 Milliarden Euro bei. Gleichzeitig gab es 
aber auch strukturelle Verbesserungen beispielsweise 
durch die Einbindung der kommunalen Spitzenverbände 
in die bundespolitischen Entscheidungen.

Wenn Kommunen trotz der maßgeblich vom Bund be-
einflussten guten Rahmenbedingungen nach wie vor Prob-
leme bei der Umsetzung des Krippenplatzanspruches oder 
den Kommunalfinanzen haben, liegt dies vor allem an den 
Ländern. Wenn beispielsweise die rot-grüne Mehrheit im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen vom Bund die Finanzie-
rung der Schulsozialarbeit über 2013 hinaus fordert, ver-
kennt sie, dass die vom Bund geschulterte Kommunalent-
lastung auch Mittel freisetzt, diese Aufgaben dauerhaft fi-
nanzieren zu können. Gleiches gilt, wenn der 
SPD-Kanzlerkandidat ein stärkeres Engagement des Bun-
des bei der sogenannten Armutszuwanderung fordert. Die 

vom Bund beschlossene Kommunalentlastung muss dafür 
uneingeschränkt, zusätzlich und ohne Zweckbindung bei 
den Kommunen ankommen. Die Bundesentlastungen der 
Kommunen sind kein Beitrag zur Konsolidierung von Lan-
deshaushalten.

Es ist alarmierend, dass immer mehr Kommunen Ver-
fassungsklage gegen ihre jeweilige Landesregierung wegen 
Verletzung des Konnexitätsprinzips einlegen. Nach gelten-
der Verfassungslage sind die Bundesländer gefordert, die 
Kommunen mit ausreichend Finanzmitteln auszustatten. 
Der Bund kann hier unterstützend zur Seite stehen. Dies 
darf aber nicht so verstanden werden, dass das Bundes-En-
gagement zum einzufordernden Automatismus wird.

Die Politik dieser Bundesregierung und der sie tragen-
den Fraktionen verdient das Vertrauen der Kommunen. 
Schließlich hat in der Geschichte der Bundesrepublik noch 
kein Bundeskanzler so viel für die Kommunen bewirkt wie 
Angela Merkel. Es liegt im ureigenen Interesse der Städte, 
Gemeinden und Landkreise, dass dieser Politikstil noch 
lange weitergeführt werden kann.
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Die Politik des Bundes
Übersicht und politische Bewertung
Entlastung der Kommunen um 
rund fünf Milliarden Euro jährlich

Unter dem Strich entlastet der Bund 
die Kommunen um rund fünf Milliar-
den Euro jährlich. Dieser Betrag setzt 
sich zusammen aus: Mehreinnah-
men, die sich in einer Höhe von mehr 
als sechs Milliarden Euro aus fünf 
gewichtigen Vorhaben (z.B. Über-
nahme der Kosten für die Grundsiche-
rung im Alter, Gesetz zur Stärkung der 
Finanzkraft der Kommunen) ergeben; 
und Belastungen in Höhe von rund 
1,2 Milliarden Euro, die aus zehn Vor-
haben des Bundes resultieren (z.B. 
Wachstumsbeschleunigungsgesetz, 
Bundeskinderschutzgesetz,).

Zusätzlich profitieren die Kommu-
nen von der auf Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigung ausgerichteten 
Politik der Bundesregierung durch 
sinkende Sozialausgaben, steigende 
Steuereinnahmen und sinkende 
Lohnnebenkosten für die Angestell-
ten im öffentlichen Dienst.

Stärkere Einbindung der kommu-
nalen Spitzenverbände und deutli-
che Finanzentlastung der Kommu-
nen

Die vom Bundeskabinett im Februar 
2010 eingesetzte Gemeindefinanz-
kommission, der auch Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände ange-
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hörten, hatte die Aufgabe, die kom-
munale Selbstverwaltung zu stärken 
und Vorschläge zur Neuordnung der 
Gemeindefinanzierung zu erarbeiten. 
Dabei ging es unter anderem auch 
darum, den aufkommensneutralen 
Ersatz der Gewerbesteuer durch einen 
höheren Anteil an der Umsatzsteuer 
und einen kommunalen Zuschlag auf 
die Einkommen- und Körperschaft-
steuer mit eigenem Hebesatz zu prü-
fen.

Für den aufkommensneutralen 
Ersatz der Gewerbesteuer konnte mit 
den kommunalen Spitzenverbänden 
kein Einvernehmen hergestellt wer-
den. Es bestand Einigkeit, dass gegen 
den Willen der kommunalen Ebene 
bei der Gewerbesteuer keine Ände-
rung erfolgt. Im Gegensatz zur rot/
grünen Bundesregierung, die im Jahr 
2002/2003 eine Gemeindefinanzre-
formkommission eingesetzt und an 
deren Ende einen umstrittenen 
Gesetzentwurf zur Ausgestaltung der 
Gewerbesteuer als Gemeindewirt-
schaftssteuer vorgelegt hatte, war für 
die von CDU und CSU geführte Bun-
desregierung bei der Gemeindefi-
nanzkommission der 17. Wahlperi-
ode eine Entscheidungsfindung im 
Konsens von entscheidender Bedeu-
tung. Bei der Gewerbesteuer konnte 
dieser Konsens nicht erzielt werden. 
Dies ändert nichts an der Notwendig-
keit, hier eine dauerhaft tragfähige 
Lösung zu finden.

Die durchgesetzte Übernahme der 
Kosten der Grundsicherung im Alter  
und bei Erwerbsminderung führt zu 
einer jährlichen Entlastung der Kom-
munen von rund 4,5 Milliarden Euro 
pro Jahr und stellt damit die größte 
Kommunalentlastung in der 
Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland dar.

Beschlossen wurde auch eine stär-
kere Einbindung der kommunalen 
Spitzenverbände bei Rechtsetzungs-
vorhaben auf Bundes- und EU-Ebene. 
Sowohl die Bundesregierung als auch 
der Deutsche Bundestag haben ent-
sprechende Verfahrensregelungen in 
die Geschäftsordnungen aufgenom-
men, während der Bundesrat eine 
Stärkung der kommunalen Einfluss-
möglichkeiten auf Rechtsetzungsvor-
haben mit dem Hinweis abgelehnt 

hatte, dass dies bereits früher mehr-
fach geprüft und abgelehnt worden 
sei und die Kommunen im Übrigen 
durch die Länder ausreichend vertre-
ten seien.

Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung im Mittelpunkt der 17. 
Wahlperiode

In der 15. Wahlperiode lag der Schwer-
punkt der kommunalrelevanten Maß-
nahmen des Bundes eher in einem 
grundlegenden Umbau der sozialen 
Fürsorgeleistungen und bei der 
Unterstützung des Ausbaus von Ganz-
tagsschulen. In der 16. Wahlperiode  
standen vor allem Maßnahmen im 
Fokus der Bundespolitik, die die Kom-
munalfinanzen sicherten, den Kom-
munen halfen, mittels Konjunktur-
programmen die Krisenjahre zu 
überstehen und den Ausbau der 
U3-Betreuung mithilfe von Investiti-
onsförderung und dauerhafter Mitfi-
nanzierung der Betriebskosten voran-
zubringen. Von grundsätzlicher 
Bedeutung ist dabei die im Rahmen 
der Föderalismusreform I im Grund-
gesetz verankerte Regelung, dass 
durch Bundesgesetz Gemeinden und 
Gemeindeverbänden keine Aufgaben 
mehr übertragen werden dürfen.

Demgegenüber stand in der 17. 
Wahlperiode die Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung im Mittel-
punkt des bundespolitischen Han-
delns. Dies wurde u.a. erreicht durch 
die finanzielle Entlastung der Kom-
munen, eine bessere Beteiligung der 
Kommunen an Gesetzgebungsverfah-
ren, die Einrichtung des Bundesfrei-
willigendienstes sowie zusätzliche 
Mittel des Bundes für den Ausbau der 
Kinderbetreuung, städtebaupolitisch 
angestoßene Maßnahmen zur Verbes-
serung der Innenentwicklung und 
demografierelevante Maßnahmen. 
Insgesamt führte die Politik des Bun-
des in der 17. Wahlperiode auf Bun-
des- und Länderebene zu einer höhe-
ren Sensibilität für Kommunen 
belastende Standards. Während Rot-
Grün in ihrer Regierungszeit ständig 
neue Aufgaben erfanden, die von den 
Kommunen zu finanzieren waren, 
wurde in dieser Legislaturperiode die 
frühere kommunalfeindliche Politik 
beendet.
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Finanzielle Lage und Perspektive der Kommunen
Positive Finanzsituation ist Ergebnis der Bundespolitik
Mit den Kommunalfinanzen geht 
es stetig bergauf

Insgesamt stiegen die Einnahmen der 
Kommunen (nur Kernhaushalte in 
den Flächenländern) in Deutschland 
in den Jahren 2004 bis 2011 kontinu-
ierlich – abgesehen von einer „Delle“ 
im Jahr 2009 – von 146,195 Milliar-
den Euro auf zuletzt 188,750 Milliar-
den Euro. Gleichzeitig stiegen – eben-
falls kontinuierlich – die Ausgaben 
von 150,075 Milliarden Euro im Jahr 
2004 auf 186,953 Milliarden Euro im 
Jahr 2012. Nach deutlichen Über-
schüssen im Jahr 2008 (+8,352 Milli-
arden Euro) und einem Einbruch im 
Jahr 2009 (-7,471 Milliarden Euro) 
verbesserte sich das Finanzierungs-
saldo bis zum Jahr 2011 auf -1,675 
Milliarden Euro. Die Folgen der Kri-
senjahre konnten damit einigerma-
ßen ausgeglichen werden. Im Jahr 
2012 betrug der Finanzierungsüber-
schuss der Kommunen bundesweit 
1,797 Milliarden Euro.

Die positive Einschätzung der 
Kommunalfinanzen wird unterstützt 
durch die Ergebnisse des Arbeitskrei-
ses Steuerschätzung, die Projektion 
der Bundesregierung zur gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung sowie Ein-
schätzungen der kommunalen Spit-
zenverbände zur Entwicklung der 
Kommunalhaushalte.

Den kommunalen Schulden stehen 
Finanzvermögen und Anteils-
rechte in bedeutend höherem 
Volumen gegenüber

Die Sachinvestitionen der Kommu-
nen in Deutschland sind insgesamt 
eher schwankend. Zwischen 1998 
und 2001 verharrten sie bei rund 24 
Milliarden Euro und gingen von 2002 
(23,693 Milliarden Euro) bis 2005 
(18,739 Milliarden Euro) zurück.  
Anschließend stiegen sie bis zum 
Jahr 2010 (23,164 Milliarden Euro) 
wieder an. Die großen Steigerungen 
in den Jahren 2009 und 2010 (+6,2 
Prozent bzw. + 5,8 Prozent) sind auf 
das vom Bund im Frühjahr 2009 
beschlossene Konjunkturpaket II 
zurückzuführen. Im Jahr 2011  san-
ken die Investitionsausgaben auf 
21,981 Milliarden Euro. Auch im Jahr 
2012 war der Trend der Sachinvestiti-
onen mit 19,650 Milliarden Euro 
rückläufig. Zurückzuführen sind die 
Schwankungen weniger auf sich 

ä n d e r n d e n 
Investitionsbe-
darf, sondern 
eher auf sich 
ä n d e r n d e s 
Investitionsver-
mögen der 
K o m m u n e n . 
Gerade finanzi-
ell schlecht 
gestellte Kom-
munen haben 
kaum die Mög-
lichkeit, die 
erforderlichen 
Sachinvestitio-
nen zu tätigen. 
H i n z u k o m m t 
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ein Konsolidierungsbedarf, der sich 
auf die Bereitschaft zu Sachinvestitio-
nen auswirkt. Der Investitionsstau 
auf kommunaler Ebene steigt konti-
nuierlich an. Bemerkenswert ist, dass 
den kommunalen Schulden zumin-
dest Finanzvermögen und Anteils-
rechte in bedeutend höherem Volu-
men gegenüberstehen.

Bei Kassenkrediten sind fünf Län-
der einsame Spitzenreiter

Das Bild bei den Kassenkrediten ist 
dagegen recht ernüchternd: Von ins-
gesamt 5,8 Milliarden Euro deutsch-
landweit im Jahr 1998 stieg die 
Summe der Kassenkredite auf 45 Mil-
liarden Euro im Jahr 2011 und 47,5 
Milliarden Euro im Jahr 2012. Dabei 
verteilen sich die Kassenkredite sehr 
inhomogen: Ende 2011 entfielen rund 
91 Prozent der Kassenkredite auf die 
Länder Nordrhein-Westfalen, Saar-
land, Rheinland-Pfalz, Hessen und 
Niedersachsen. Allein knapp die 
Hälfte aller Kassenkredite betreffen 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen. 
Inwiefern die Inanspruchnahme von 
Kassenkrediten auf die kommunale 
Finanzausstattung durch die jeweili-
gen Länder zurückzuführen ist, lässt 
sich nur bedingt nachweisen. Aller-
dings: Alle bislang vorliegenden 
Urteile über mangelhafte Finanzaus-
stattung der Kommunen durch ihre 
jeweiligen Länder stammen aus Nord-
rhein-Westfalen (zwei Urteile) sowie 
Hessen und Rheinland-Pfalz mit 
jeweils einem Urteil.

Bundesentlastungen müssen 
uneingeschränkt bei den Kommu-
nen ankommen

Wichtig ist, dass gerade die Bundes-
länder mit hohen kommunalen Kas-
senkrediten Landesprogramme zur 
Unterstützung notleidender Kommu-
nen initiiert haben.

Von besonderer Bedeutung für die 
Finanzlage der Kommunen ist, dass 
die Bundesentlastungen auch tat-
sächlich bei den Kommunen ankom-
men. Hier liegen der Bundesregierung 
Informationen vor, dass kommunale 
Vertreter z. B. im Zusammenhang mit 
der Entlastung bei der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung durch den Bund eine mangelnde 
Weiterleitung von Bundesmitteln 
durch die Länder kritisieren. Dabei 
muss auch die Verteilung der Kosten 
zwischen Landesebene und Kommu-
nen berücksichtigt werden. Sofern 
das Land der überörtliche Träger ist, 
partizipieren die Kommunen für die-
sen Teil an der erhöhten Bundesbetei-
ligung nicht, wenn das Land sie nicht 
an seiner eigenen Entlastung betei-
ligt. Der Bundesregierung liegen aller-
dings keine Informationen zum 
Umfang der Weiterleitung von den 
kommunalen Gebietskörperschaften 
zugedachten Kofinanzierungsantei-
len der Länder vor.
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Kommunale Haushalte
Auswirkungen der Politik des Bundes
Neue Aufgaben übertragen

Neben den bereits genannten Maß-
nahmen wirkt sich die Politik des 
Bundes in weiteren Bereichen auf die 
Finanzlage und den Gestaltungsspiel-
raum der Kommunen aus. Seit 1998 
wurden den Kommunen von Bundes-
seite folgende Aufgaben übertragen:

•	 kommunale Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsu-
chende

•	 Einführung der zugelassenen 
kommunalen Trägerschaft nach 
§ 6a SGB II (sogenannte Options-
kommunen)

•	 Grundsicherung für Arbeitsu-
chende

•	 Umsetzung des Bildungspakets

•	 Ausbau der U3-Betreuung – mit 
Rechtsanspruch ab 1. August 
2013

Entlastet wurden die Kommunen 
von der Bearbeitung der Lohnsteuer-
karten. Hier wurde die Zuständigkeit 
auf das Bundeszentralamt für Steuern 
sowie in Einzelfällen auf das jeweils 
zuständige Finanzamt übertragen. 
Dies führt zu einer finanziellen Ent-
lastung von jährlich 97 Millionen 
Euro, während die kommunalen Leis-
tungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende zu einer jährlichen 
Entlastung von 2,5 Milliarden Euro 
führen sollen. Die Einführung der 
Optionskommunen und die Umset-
zung des Bildungs- und Teilhabepa-
kets entfalten weder positive noch 
negative Auswirkungen auf die kom-
munale Finanzlage.

Bund engagiert sich beim Ausbau 
der U3-Betreuung trotz verfas-
sungsrechtlich geregelter Nicht-
Zuständigkeit

Obwohl der Ausbau der U3-Betreu-
ung in die originäre verfassungs-
rechtlich geregelte Zuständigkeit der 
Länder fällt, beteiligt sich der Bund 
mit nennenswerten Summen an die-
sem Programm: In der Ausbauphase 
werden insgesamt vier Milliarden 
Euro für Investitionen und zusätzlich 
entstehende Betriebskosten bereitge-
stellt. Damit trägt der Bund ein Drittel 
der zu erwartenden Ausgaben — wei-
tere vier Milliarden sind jeweils von 
den Ländern und Kommunen beizu-
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steuern. Der Bundesbetrag wurde im 
Februar 2013 um 580,5 Millionen 
Euro aufgestockt. Die Zuschüsse zu 
den Betriebskosten wurden zusätz-
lich zu den ab 2014 zugesagten 
Zuschüssen von 770 Millionen Euro 
für das Jahr 2013 um 18,75 Millionen 
Euro und für 2014 um 37,5 Millionen 
Euro aufgestockt. Ab 2015 beteiligt 
sich der Bund zusätzlich mit 75 Milli-
onen Euro an den Betriebskosten. Die 
Auszahlung der Bundesmittel erfolgt 
über die Länder.

Neben den direkten Bundeszuwei-
sungen komplettieren Förderpro-
gramme (zur betrieblichen Betreuung 
und der KfW) ebenso das Bundesen-
gagement wie eine erhebliche finan-
zielle Unterstützung zur Weiterent-
wicklung der Betreuungsqualität.

Förderprogramme - Bundesförde-
rung erfolgt vielschichtig und 
bezieht sich nicht nur auf einzelne 
Pilot- und Leuchtturmprojekte

Eine dauerhafte Bundesfinanzierung 
kommunaler Angelegenheiten  ist 
nicht möglich. Kommunale Förder-
programme haben deshalb  eine große 
Bedeutung, Dabei muss aber berück-
sichtigt werden, dass Bundeshilfen 
nur eine ergänzende Funktion haben 
können und die Finanzverantwortung 
der Länder dadurch nicht ersetzt wer-
den kann. Zum Teil dienen befristete 
degressiv ausgestaltete Förderpro-
gramme des Bundes dazu, neue Initi-
ativen mit einer Anschubfinanzie-
rung zu versehen und deren 
Realisierung zu erleichtern.

Insgesamt fördert der Bund kom-
munale Aktivitäten ressortübergrei-
fend in zehn Politikfeldern mit unter-
schiedlichen Förderbeträgen. Dabei 
zeigt die Spreizung deutlich, dass sich 
die Bundesförderung keineswegs nur 
auf einzelne Pilot- und Leuchtturm-
projekte bezieht, sondern sehr viel-
schichtig erfolgt.

Bund, Länder und Kommunen 
arbeiten bei der Modernisierung 
der öffentlichen Verwaltung in 
enger Abstimmung zusammen

Der Verbund der einheitlichen Behör-
denrufnummer 115 entwickelt sich 
positiv. Die Zusammenarbeit zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen 
hat sich bewährt und soll fortgesetzt 
werden. Speziell in den Kommunen 
ist die 115 ein gutes Instrument, um 
die interkommunale Zusammenar-
beit zu fördern. Inzwischen bauen 
Kommunen nicht mehr zwingend 
eigene Servicecenter auf, sondern 
nutzen bereits bestehende 115-Ser-
vicecenter für eine Kooperation.

Beim Ausbau des E-Governments 
ist es Ziel, durch den Abbau bundes-
rechtlicher Hindernisse die elektroni-
sche Kommunikation der Bürgerin-
nen und Bürger und der Unternehmen 
mit der Verwaltung zu erleichtern. 
Prozesse sollen entlang der Lebensla-
gen von Bürgerinnen und Bürgern 
sowie der Bedarfslagen von Unter-
nehmen strukturiert und nutzer-
freundliche, Ebenen übergreifende 
Verwaltungsdienstleistungen „aus 
einer Hand“ angeboten werden. 
E-Government soll es den Bürgerin-
nen und Bürgern sowie den Unter-
nehmen ermöglichen, ortsungebun-
den sowie unabhängig von 
Öffnungs- und Sprechzeiten mit der 
Behörde zu kommunizieren.

Ziel der Bundesregierung ist es, 
interkommunale Zusammenarbeit zu 
stärken. Dem steht ein Urteil des Bun-
desfinanzhofes zu umsatzsteuerli-
chen Rahmenbedingungen für kom-
munale Beistandsleistungen (Urteil 
vom 10.11.2011 . VR 41/10) entgegen. 
Danach sind Leistungen im Rahmen 
interkommunaler Zusammenarbeit 
unter Umständen steuerpflichtig.

Die Bundesregierung prüft derzeit, 
ob das Urteil mit einer mindestens 
fünfjährigen Übergangszeit veröffent-
licht werden soll. Ein für das Jahr 
2014 angekündigter Vorschlag der 
EU-Kommission zur Besteuerung 
öffentlicher Einrichtungen soll in die 
Regelung zur Schaffung eines siche-
ren Rechtsrahmens mit einfließen.
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Bevölkerungspolitik
Demografische Entwicklung und Integration
Die demografische Entwicklung — 
ressortübergreifend auf kommu-
naler Ebene einbeziehen

Im Vergleich zu früheren Wahlperio-
den wird das Thema demografischer 
Wandel in der 17. Wahlperiode erst-
mals ressortübergreifend betrachtet 
und bearbeitet. Ziel ist eine kohärente 
Demografiepolitik des Bundes, in der 
die demografiepolitischen Aktivitä-
ten des Bundes ressortübergreifend 
koordiniert und weiterentwickelt 
werden. Erstmals hat in der laufen-
den Wahlperiode eine Bundesregie-
rung eine Demografie-Strategie des 
Bundes erarbeitet und vorgestellt. 
Dabei wurde die kommunale Ebene 
einbezogen, um sicherzustellen, dass 
kommunale Belange ausreichend 
berücksichtigt werden. Zu beachten 
ist, dass der Bund zwar viele Verände-
rungen anstoßen kann, viele Aufga-
ben aber in die Zuständigkeit der Län-
der und Kommunen fallen.

Bei der Bewältigung der mit dem 
demografischen Wandel einherge-
henden Herausforderungen sieht die 
Bundesregierung sechs strategische 
Handlungsfelder:

•	 In dem Handlungsfeld „Familien 
als Gemeinschaft stärken“ will die 
Bundesregierung die Rahmenbe-
dingungen so ausgestalten, dass 
sie den vielfältigen Bedürfnissen 
der Familien besser gerecht wer-
den.

•	 Im zweiten Handlungsfeld „Moti-
viert, qualifiziert und gesund 
arbeiten“ geht es um die Entwick-
lung von Konzepten und Maßnah-
men zur Förderung eines gesun-
den und produktiven 
Arbeitslebens.

•	 Das dritte Handlungsfeld befasst 
sich mit dem Thema „Selbstbe-
stimmtes Leben im Alter“. Hier 
stehen u. a. regionale Strukturen 
und örtliche Angebote im Fokus, 
die ein selbstbestimmtes Leben 
im Alter unterstützen, um so 
lange wie möglich in der gewohn-
ten Umgebung und vertrauten 
Wohnung bleiben zu können.

•	 Einem besonderen Anliegen der 
Kommunen widmet sich das 
vierte Handlungsfeld mit dem 
Thema „Lebensqualität in ländli-
chen Räumen und integrative 

Stadtpolitik“, das sich der Siche-
rung der Daseinsvorsorge und des 
Zusammenlebens widmet.

•	 Im fünften Handlungsfeld der 
Strategie „Grundlagen für nach-
haltiges Wachstum und Wohl-
stand sichern“ geht es vor allem 
darum, eine ausreichende Fach-
kräftebasis zu sichern.

•	 Das sechste Handlungsfeld der 
Strategie „Handlungsfähigkeit des 
Staates erhalten“ betont die zent-
rale Bedeutung solider Staatsfi-
nanzen, denn ohne sie können die 
notwendigen Zukunftsinvestitio-
nen und auch die sozialen Siche-
rungssysteme nicht finanziert 
werden.

Wichtig ist, dass bei Förderpro-
grammen des Bundes und der KfW 
Belange der demografischen Entwick-
lung in hohem Maße berücksichtigt 
werden.

Integration - ressortübergreifende 
Sprachförderung ist der Schlüssel 
für eine gelungene Integration

Zur Unterstützung des Integrations-
prozesses werden ressortübergrei-
fend in sechs Politikbereichen spezi-
fische sprachliche, soziale, 
gesellschaftliche und berufliche Maß-
nahmen gefördert. Insgesamt fördert 
der Bund zwischen 2004 und 2014 die 

Integration mit rund 27,9 Milliarden 
Euro.

Die Zahl der Teilnehmer an Integra-
tionskursen ist nach 130.728 Perso-
nen im Jahr 2005 auf 96.875 Personen 
im Jahr 2011 deutlich zurückgegan-
gen. Die Teilnehmerzahl von 47.023 
im ersten Halbjahr 2012 lässt nicht 
darauf schließen, dass hier eine deut-
liche Trendänderung zu erwarten ist. 
Der Prüfungserfolg bei Sprachkursen 
liegt für den Zeitraum 2005 bis 2012 
(erstes Halbjahr) bei durchschnittlich 
84,5 Prozent. Bei den ab 2009 angebo-
tenen Orientierungskursen liegt die 
Erfolgsquote bei durchschnittlich 
92,5 Prozent.

Begleitet wird das Engagement des 
Bundes durch den Beirat für Integra-
tion, der seine Beschlüsse mit 
2/3-Mehrheit trifft und dem auch ein 
Vertreter der kommunalen Spitzen-
verbände angehört. Aus Sicht der Bun-
desregierung wird die kommunale 
Integrationspolitik als zentrales 
Thema unabhängig von der Größe der 
Kommunen wahrgenommen. Es ist 
immer häufiger eine Verankerung von 
Integration als Querschnittsthema in 
den Verwaltungen feststellbar, wobei 
eigene kommunale Gesamtstrategien 
zur Integration entwickelt werden.
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Strukturpolitik
Stadt- und Regionalentwicklung — Verkehr
Neues Bauplanungsrecht stärkt 
Innenentwicklung

Einen Schwerpunkt legt die Bundes-
regierung in diesem Politikfeld auf 
den Bereich des Bauplanungsrechtes. 
Ziel ist, Verfahren zu vereinfachen 
und Handlungsspielräume zu erwei-
tern. Übergeordnete Zielsetzungen 
wie die Reduzierung der Flächenneu-
inanspruchnahme werden durch 
eine Stärkung der Innenentwicklung 
ohne unnötige Belastungen der Kom-
munen umgesetzt.

Bei der Bewäl-
tigung des Struk-
t u r w a n d e l s 
infolge militäri-
scher Konversi-
o n s p r o z e s s e 
unterstützt die 
B u n d e s r e g i e -
rung die Kom-
munen. Zur 
Minderung von 
Auswirkungen 
von Standort-
s c h l i e ß u n g e n 
können neben 
Fördermitteln 
aus dem „Euro-
päischen Fonds 
für regionale 
E n t w i c k l u n g 
(EFRE)“, dem 
„Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums 
(ELER)“ sowie dem „Europäischen 
Sozialfonds (ESF)“ auch Mittel der 
Städtebauförderung für städtebauli-
che Maßnahmen genutzt werden.

Bundesrat bremst Fortschreibung 
der Entflechtungsmittel

Hinsichtlich der sogenannten „Ent-
flechtungsmittel“ ist es trotz Kompro-
missbereitschaft des Bundes bislang 
zu keiner Verständigung mit den Län-
dern gekommen. Für das Jahr 2014 
sollen nach Beschluss der Bundesre-
gierung die Entflechtungsmittel auf 
Höhe der bisher jährlich geleisteten 
Beträge fortgeschrieben werden und 
die aufgabenspezifische Zweckbin-
dung entfallen. Dies betrifft den sozi-
alen Wohnungsbau und das Gemein-
d e v e r k e h r s f i n a n z i e r u n g g e s e t z 
(GVFG).

Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse in STadt und Land sichern

Sowohl Großstädte, Metropolregio-
nen und Ballungszentren als auch 
ländlich strukturierte Räume haben 
aus Sicht der Bundesregierung eine 
spezifische Bedeutung für das gesell-
schaftliche und wirtschaftliche 
Leben. Zentrales Anliegen der Bun-
desregierung ist es, die Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse zu 
sichern. Die Raumentwicklungspoli-
tik trägt dazu bei, die unterschiedli-
chen Voraussetzungen und Interes-

sen der städtischen und ländlichen 
Räume zusammenzuführen und den 
inneren Zusammenhalt Deutsch-
lands zu stärken.

Ziel der Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik des Bundes ist es, auf-
bauend auf der Leipzig Charta zur 
nachhaltigen europäischen Stadt, alle 
Städte in Deutschland – unabhängig 
von ihrer Größe – dabei zu unterstüt-
zen, auch künftig lebenswert, erfolg-
reich, wettbewerbsfähig, sicher und 
fähig zur sozialen Integration zu blei-
ben. Die Ausrichtung von Städte-
bauförderung, Programme der KfW 
Bankengruppe und GRW-Fördermit-
tel sowie das Bauplanungsrecht 
haben dabei eine ebenso große 
Bedeutung für die Bundesregierung 
wie die Stärkung der Mehrgeneratio-
nenarbeit, die Integrationspolitik, 
der Bundesfreiwilligendienst oder 
der Ausbau der Kinderbetreuung.

Durch integrierte Ansätze ländli-
che Räume weiterentwickeln

Die ländlichen Räume sollen weiter-
entwickelt werden. Dabei verfolgt die 
Bundesregierung einen ressortüber-
greifenden, integrativen Ansatz zur 
Stärkung der ländlichen Räume unter 
Beachtung des Subsidiaritätsprinzips 
mit dem Ziel, differenzierte Lösungen 
in den unterschiedlich geprägten 
Regionen zu ermöglichen. Hierbei 
setzt die Bundesregierung vor allem 
auf die Breitbandstrategie und die 
Änderung des Telekommunikations-

gesetzes mit 
denen der gro-
ßen Bedeutung 
des Breit-
b a n d a u s b a u s 
gerade im länd-
lichen Raum 
Rechnung getra-
gen wird. Wei-
tere Bestand-
teile der 
Förderung länd-
licher Räume 
sind Förder-
m a ß n a h m e n 
wie das Pro-
gramm „Kleine 
Städte und 
G e m e i n d e n “ 
oder die „Initia-
tive Ländliche 
Infrastruktur“, 

das Versorgungsstrukturgesetz sowie 
die Fortsetzung der Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgaben „Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur (GRW)“ und „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes (GAK)“, die auf hohem Niveau 
fortgesetzt werden. Die Bundesregie-
rung unterstützt den von den Bundes-
tagsfraktionen der CDU/CSU und FDP 
initiierten Antrag „Ländliche Räume, 
Regionale Vielfalt“. Sie greift Forde-
rungen des Antrags für ihre Arbeit zur 
Weiterentwicklung der ländlichen 
Räume auf.
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Umwelt- und Ressourcenschutz
Klimapolitik — Energie — Nachhaltigkeit
Die Kommunen sind ein wichtiger 
Partner bei der Realisierung der 
energiepolitischen Ziele der Bun-
desregierung

Ziel der Energiewende ist es, die Ener-
gieversorgung Deutschlands bis zum 
Jahr 2050 überwiegend aus erneuer-
baren Energien zu gewährleisten. 
Gleichzeitig soll der Ausstieg aus der 
Kernenergie bis zum Jahr 2022 voll-
zogen werden. Dies erfordert eine 
grundlegende Umstrukturierung 
unseres Energieversorgungssystems. 
Dabei nehmen Kommunen und ihre 
Unternehmen aufgrund ihrer teil-
weise vielfältigen Handlungs- und 
Gestaltungsspielräume eine wichtige 
Rolle bei der Umsetzung der Energie-
wende ein. Sie sind ein wichtiger 
Partner bei der Realisierung der ener-
giepolitischen Ziele der Bundesregie-
rung und werden in die Umsetzung 
intensiv eingebunden. Dabei geht es 
sowohl um den Ausbau der erneuer-
baren Energien als auch um den Netz-
ausbau und die nukleare Entsorgung.

Durch die frühzeitige Einbezie-
hung der Kommunen kann die Bevöl-
kerung vor Ort erreicht und damit die 
Akzeptanz für Projekte zum Ausbau 
der erneuerbaren Energien gesteigert 
werden. Die Bundesregierung unter-
stützt Kommunen bei der Umsetzung 
der Energiewende mit verschiedenen 
Förderprogrammen – sowohl in 
Eigenregie als auch über die KfW. 
Dabei geht es sowohl um die Nutzbar-
machung und Nutzung erneuerbarer 

Energien als auch um die energeti-
sche Gebäudesanierung.

Gerade bei der energetischen 
Gebäudesanierung können Kommu-
nen einen wichtigen Beitrag leisten. 
Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund beziffert das Potential zur Stei-
gerung der Energieeffizienz bei kom-
munalen Gebäuden auf 60 Prozent. 
Hier können Kommunen eine wich-
tige Rolle als öffentliche Auftraggeber 
und als Vorbilder und Motivatoren 
einnehmen. Gleichzeitig bietet sich 
die ökonomische Chance doppelt zu 
profitieren: Zum einen können durch 
direkte Energieeinsparung in den 
Gebäuden Ausgaben gesenkt werden. 
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Zum anderen wird die lokale Wert-
schöpfung gesteigert und lokale 
Arbeitsplätze geschaffen bzw. erhal-
ten, was sich in steigenden Steuer-
einnahmnen niederschlägt. Kommu-
nale Energiepolitik ist somit auch ein 
Baustein zur Stärkung der kommuna-
len Selbstverwaltung.

Gemeinsam mit Bürgerinnen und 
Bürgern in Städten und Landkrei-
sen ein kommunales Nachhaltig-
keitskonzept entwickeln

Neben der Energiewende liegt ein 
weiteres Augenmerk der Bundesre-
gierung in diesem Politikfeld auf der 
Entwicklung kommunaler Nachhal-
tigkeitskonzepte. Ziel der Fördermaß-
nahme „ZukunftsWerkStadt“ ist es, 
gemeinsam mit Bürgerinnen und 
Bürgern in Städten und Landkreisen 
ein kommunales Nachhaltigkeits-
konzept zu entwickeln. Die Förder-
maßnahme gehört zum Rahmenpro-
gramm „Forschung für Nachhaltige 
Entwicklungen“ (FONA) des Bundes-
forschungsministeriums und wird 
mit 3,5 Millionen Euro unterstützt. 
Die Bundesregierung bewertet die 
„ZukunftsWerkStadt“ als Erfolg. In 
allen 15 beteiligten Kommunen 
arbeiten Bürgerinnen und Bürger, 
ortsansässige Initiativen und Unter-
nehmen sowie Vertreterinnen und 
Vertreter aus der Wissenschaft an 
zukunftsfähigen Konzepten für die 
nachhaltige Lösung lokaler Probleme.
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Arbeits- und Sozialpolitik
Optionskommunen — Bildungs- und Teilhabepaket — Kosten der 
Unterkunft und Grundsicherung 
Dem Wunsch der Kommunen nach 
eigenständiger Aufgabenwahrneh-
mung wurde durch Optionskom-
munen in größerem Umfang ent-
sprochen

Hinsichtlich der Einrichtung von 
sogenannten Optionskommunen 
wurden die vom Bundesverfassungs-
gericht aufgestellten rechtlichen 
Anforderungen abgesichert, um wei-
terhin die gemeinsame Aufgaben-
wahrnehmung in der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende, die sich 
bewährt hat, zu ermöglichen. Damit 
ist der im Jahr 2005 mit der soge-
nannten „Experimentierklausel“ in § 
6a SGB II für einen befristeten Zeit-
raum begonnene Systemwettbewerb 
zwischen den beiden Trägermodellen 
beendet und dem Wunsch der Kom-
munen nach eigenständiger Aufga-
benwahrnehmung in größerem 
Umfang entsprochen. Die Zahl der 
Optionskommunen wurde auf 25 
Prozent erhöht – zum 1. Januar 2013 
gibt es 106 zugelassene Optionskom-
munen.

Bund finanziert Bildungs- und 
Teilhabepaket als wesentliches 
Element zur Unterstützung und 
gleichberechtigten Teilhabe von 
Kindern aus einkommensschwa-
chen Familien

Die Zuständigkeit für die Umsetzung 
des Bildungs- und Teilhabepakets ist 
den Kommunen übertragen worden. 
Dort ist insbesondere die größere 
Sachnähe und genaue Kenntnis über 
Funktionsweise und Zusammenspiel 
der kind- und jugendbezogenen Ein-
richtungen vorhanden. Der Bund 
gleicht die kommunalen Ausgaben 
vollständig aus. Durch eine darüber 
hinausgehende befristete Erhöhung 
des Bundesanteils an den Kosten der 
Unterkunft (KdU) in den Jahren 2011 
bis 2013 erhalten die Kommunen 
zusätzlich und nicht zweckgebunden 
jeweils 400 Millionen Euro. Hiermit 
ist die politische Absicht verbunden, 
dass Länder und Kommunen Mittel 
in gleicher Größenordnung z. B. für 
das außerschulische Hortmittages-
sen von Schülerinnen und Schülern 
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und/oder für Schulsozialarbeit einset-
zen.

Bundesbeteiligung an Kosten der 
Unterkunft und Grundsicherung 
im Alter stärkt Handlungsfähigkeit 
von Städten, Landkreisen und 
Gemeinden dauerhaft

Entsprechend dem Wunsch der Län-
der beteiligt sich der Bund seit 2011 
mit einer festen Quote an den Ist-Kos-
ten der Unterkunft nach dem SGB II. 
Damit wurde die ursprüngliche 
Anpassung der KdU-Bundesbeteili-
gung anhand der Zahl der Bedarfsge-
meinschaften abgelöst.

Die Übernahme der Kosten für die 
Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung durch den Bund 
entlastet die Kommunen nachhaltiger 
als beispielsweise eine Entlastung bei 
den Kosten für Unterkunft oder Hei-
zung. Die Bundesregierung verfolgt 
mit der Übernahme der Kosten für die 
Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbminderung das Ziel, den Län-
dern die Spielräume zur dauerhaften 
Stärkung der Handlungsfähigkeit von 
Städten, Landkreisen und Gemeinden 
zu verschaffen. Damit trägt der Bund 
entscheidend dazu bei, dass die Kom-
munen im Jahr 2012 insgesamt erst-

mals seit dem Jahr 2008 wieder Über-
schüsse erzielen konnten. Allein im 
Zeitraum 2012 bis 2016 entlastet der 
Bund die Kommunen um insgesamt 
voraussichtlich 20 Milliarden Euro. 
Dabei steigt die Entlastung entspre-
chend der vereinbarten Schritte bis 
zum Jahr 2016 auf rund 5,5 Milliarden 
Euro jährlich an. Über die Kreisum-
lage profitieren davon auch kreisan-
gehörige Gemeinden.
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Vorschulische Entwicklung
Kinderbetreuung und frühkindliche Sprachförderung
Der Bund entlastet und unterstützt 
die Kommunen beim Ausbau der 
Betreuung unter dreijähriger Kin-
der (U3)

Die Betreuungsquote nicht schul-
pflichtiger Kinder stieg deutschland-
weit insgesamt von 13,6 Prozent im 
Jahr 2006 auf 27,6 Prozent im Jahr 
2012. Aufgrund von Elternbefragun-
gen in den Jahren 2011 und 2012 wird 
mit einem Bedarf von 39 Prozent 
gerechnet. Obwohl verfassungsmä-
ßig die Länder für die Betreuung der 
nicht schulpflichtigen Kinder zustän-
dig sind, hat sich der Bund sowohl 
2004 (Tagesbetreuungsausbaugesetz) 
als auch 2008 (Kinderförderungsge-
setz) eingebracht. Dabei sind zwi-
schen 1998 und 2007 keine Bundes-
mittel für den Betreuungsausbau 
geflossen. Im Zuge des beim soge-
nannten „Krippengipfel“ 2007 ver-
einbarten U3-Betreuungsausbaus hat 
sich der Bund verpflichtet, die Länder 
und Kommunen mit insgesamt vier 
Milliarden Euro an den Ausbaukosten 
zu unterstützen. Darüber hinaus ist 
ab 2014 eine dauerhafte Beteiligung 
an den Betriebskosten in Höhe von 
770 Millionen Euro vorgesehen. Die 
Bundesunterstützung wurde Anfang 
des Jahres 2013 nochmals erhöht – 
und zwar um 580,5 Millionen Euro 
bei den Investitionsmitteln und bei 
den Betriebskosten um 37,5 Millio-
nen für 2013 und zusätzlich 75 Milli-

onen Euro ab 2014. Damit 
unterstützt und entlastet der 
Bund die Kommunen. Die Län-
der und Kommunen haben sich 
verpflichtet, mit jeweils einem 
Drittel sich an der Finanzierung 
der Kosten zu beteiligen.

Von den bereitgestellten 
Bundesmitteln für Investitio-
nen sind aktuell 99 Prozent 
gebunden bzw. bewilligt. Da die 
Bundesmittel für Investitions-
vorhaben nur entsprechend 
dem Baufortschritt abgerufen 
werden können, gestaltet sich 
der Verlauf des Mittelabrufs 
unterschiedlich. Die Bundesre-
gierung geht nach aktuellem 
Stand davon aus, dass zum 1. 
August 2013 der gesetzlich 
garantierte Rechtsanspruch 
überwiegend erfüllt werden 
kann.

Frühkindliche Sprachförde-
rung unterstützen
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Durch die Bundesbeteiligung an den 
Betriebskosten hat sich bereits die 
Anzahl der Fachkräfte zur frühkindli-
chen Betreuung gegenüber 2006 um 
31,6 Prozent erhöht. Darüber hinaus 
unterstützt der Bund die frühkindli-
che Sprachförderung mit dem Pro-
gramm „Offensive Frühe Chancen: 
Schwerpunktkitas Sprache und Integ-
ration“. Für den Zeitraum 2011 bis 

2014 stehen hierfür 400 Millionen 
Euro zur Verfügung. Mit der Initiative 
„Bildung durch Sprache und Schrift 
(BISS)“ soll in einem fünfjährigen For-
schungs- und Entwicklungspro-
gramm die sprachliche Bildung von 
Kindern sowie die in den Ländern ein-
geführten Programme überprüft und 
weiterentwickelt werden.
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Bürgerschaftliches Engagement und Ehrenamt
Stärkung der Anerkennungskultur in Deutschland
Unterstützung des bürgerschaftli-
chen Engagements wird weiter 
ausgebaut

Der Bund unterstützt allein in der 
laufenden Wahlperiode das bürger-
schaftliche Engagement mit zahlrei-
chen Gesetzen und Verordnungen. 
Neben der Einführung des Bundes-
freiwilligendienstes im Jahr 2011 
geht es dabei in der Regel darum, die 
Rahmenbedingungen so auszugestal-
ten, dass eine ehrenamtliche Tätig-
keit einfacher und mit weniger büro-
kratischen und anderen Hemmnissen 
ausgeübt werden kann. Darüber hin-
aus engagiert sich der Bund auch 
direkt finanziell – beispielsweise 
über das Städtebauförderungspro-
gramm „Soziale Stadt – Investitionen 
im Quartier“ oder dem Deutschen 
Engagementpreis. Hinzukommen 
steuerliche Regelungen, die ehren-
amtliches Engagement fördern und 
Rahmenbedingungen verbessern wie 
das Gesetz zur Stärkung des Ehren-
amts, mit dem u.a. die Übungsleiter-
pauschale nochmals erhöht worden 
ist.

Im Zeitraum 1998 bis 2012 hat der 
Bund das bürgerschaftliche Engage-
ment mit insgesamt rund 1,7 Milliar-
den Euro unterstützt.

Bundesfreiwilligendienst eröffnet 
Kommunen neue Möglichkeiten

Der zum 1. Juli 2011 eingeführte Bun-
desfreiwilligendienst hat keine nega-
tiven Auswirkungen auf die Jugend-

freiwilligendienste gehabt, sondern 
diese deutlich gestärkt. Einer der zen-
tralen Punkte dieser Reform war, 
Kommunen die Teilhabe an der Bun-
desförderung zu sichern. Die neu 
geschaffenen Zentralstellen im Bun-
desamt für Familie und zivilgesell-
schaftliche Aufgaben (BAFzA) haben 
vor allen für Kommunen diese Förde-
rung ihres Freiwilligen Sozialen Jah-
res (FSJ) oder Bundesfreiwilligen-
dienstes ermöglicht. Unterschiede 
gegenüber dem Zivildienst sind im 
Bundesfreiwilligendienst dort zu ver-
orten, wo die durch den Pflichtdienst-
charakter des Zivildienstes einge-
schränkten Grundrechte 
uneingeschränkt gelten.

Feuerwehr-Führerschein sichert 
die Einsatzfähigkeit vor allem im 
ländlichen Raum

Mit dem sogenannten Feuerwehr-
Führerschein hat die Bundesregie-
rung auf die im Zuge der EU-Verein-
heitlichung durchgeführte 
Begrenzung des zulässigen Gesamtge-
wichts beim PKW-Führerschein 
reagiert und die Länder ermächtigt, 
entsprechende Regelungen zu erlas-
sen. Ohne entsprechende Änderung 
wäre es problematisch geworden, 
junge Fahrer mit neuem EU-Führer-
schein schwere Rettungsfahrzeuge 
steuern zu lassen. Die Einsatzfähig-
keit der ehrenamtlich Tätigen bei den 
Freiwilligen Feuerwehren, den Ret-
tungsdiensten, dem Technischen 
Hilfswerk und dem Katastrophen-

schutz wäre ohne Änderung nicht 
mehr aufrechtzuerhalten gewesen. 
Vor allem bei kleineren Freiwilligen 
Feuerwehren im ländlichen Raum 
wird es immer schwieriger, ausrei-
chend potentielle Fahrer schwerer 
Einsatzfahrzeuge zu finden.

Junge Menschen und Frauen für 
das kommunalpolitische Ehrenamt 
motivieren

Ein kommunalpolitisches Ehrenamt 
in den Kreistagen der Landkreise und 
den Gemeinderäten der kreisfreien 
Städte, einschließlich der Stadtbür-
gerschaft Bremens, der Stadtverord-
netenversammlung Bremerhavens 
sowie der Bezirksparlamente Berlins 
und Hamburgs hatten zum 31. 
Dezember 2011 insgesamt 24.278 
Bürgerinnen und Bürger inne. Von 
diesen waren 6.329 Frauen, was 
einem Anteil von 26,1 Prozent ent-
spricht.

Über die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung strebt der Bund an, ins-
besondere jungen Menschen die Mög-
lichkeiten für aktives Engagement vor 
Augen zu führen und ihnen die not-
wendigen Kompetenzen, die sie dazu 
befähigen, zu vermitteln. Zudem hat 
sich die Bundesregierung zum Ziel 
gesetzt, kommunalpolitisch aktive 
Frauen in ihrem Engagement zu 
bestärken und mehr interessierte 
Frauen zu der Übernahme eines kom-
munalpolitischen Mandats zu moti-
vieren.

Problematisch ist die Regelung der 
Anrechnung von Aufwandsentschädi-
gungen auf Altersrenten. Wer eine 
Altersrente vor Erreichen der Regelal-
tersgrenze als Vollrente oder eine 
Rente wegen Erwerbsminderung in 
voller Höhe in Anspruch nimmt, kann 
bis zu 450 Euro im Monat hinzuver-
dienen, ohne dass es zu einer Renten-
minderung kommt. Diese Grenze 
kann je nach Amt und Höhe der damit 
verbundenen Aufwandsentschädi-
gung erreicht werden. Im Rahmen des 
geplanten Kombirentenmodells wer-
den Rentnerinnen und Rentnern – 
und damit auch Ehrenbeamten – 
deutlich verbesserte 
Hinzuverdienstmöglichkeiten eröff-
net.
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Bundestag und Bundesregierung ach-
ten auf europäischer Ebene darauf, 
dass das Subsidiaritätsprinzip einge-
halten und weiter gestärkt wird. Dazu 
gehört, dass die Europäische Kom-
mission umfangreiche Anhörungen 
durchführt, bevor sie einen Gesetzge-
bungsakt vorschlägt, und gegebenen-
falls der regionalen und lokalen 
Bedeutung der in Betracht gezogenen 
Maßnahme Rechnung trägt.

EU-Förderprogramme werden neu 
gestaltet

Die Bundesregierung sieht die inhalt-
liche Ausrichtung der Strukturfonds 
in der Förderperiode ab 2014 auf die 
Ziele des nachhaltigen Wachstums, 
der Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung positiv und wird die-
sen Ansatz in den anstehenden Ver-
handlungen auf Brüsseler Ebene auch 
weiterhin aktiv unterstützen. Dabei 
müssen sich letztendlich alle deut-
schen Regionen auf einen Rückgang 
der EU-Fördermittel einstellen. Aller-
dings könnte die Zustimmung des 
Europäischen Parlaments zu dem von 
den Staats- und Regierungschefs auf 
dem Europäischen Rat am 8. Februar 
2013 verabschiedeten Entwurf für 
den Mehrjährigen Finanzrahmen der 
EU dazu beitragen, den Mittelrück-
gang abzufedern.

Deutschland fordert einen größe-
ren gesamteuropäischen Bevölke-
rungsplafond (EU-weiter Anteil der 
Bevölkerung in Fördergebieten) 
sowie die Beibehaltung der Großun-
ternehmensförderung in allen För-
dergebieten, ein Sonderkontingent 
an Fördergebieten für an Höchstför-
dergebiete grenzende Regionen (ohne 

Anrechnung auf den deutschen Pla-
fond) und die Verlängerung der von 
der Generaldirektion Wettbewerb vor-
geschlagenen Übergangsperiode für 
ehemalige Höchstfördergebiete von 
vier auf sieben Jahre.

Vergaberecht für öffentliche Auf-
träge vereinfachen und interkom-
munale Zusammenarbeit fördern

Die Bundesregierung begrüßt und 
unterstützt das Ziel der EU-Vergabe-
rechtsreform, die Vorschriften zur 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
zu vereinfachen und zu verschlanken. 
Sie hat sich bei den Verhandlungen in 
Brüssel mit Nachdruck dafür einge-
setzt, dass die Organisationshoheit 
der Mitgliedstaaten wie auch die 
kommunalen Handlungsspielräume 
nicht eingeschränkt werden. Bund, 
Länder und Kommunen werden auch 
künftig frei darüber entscheiden kön-
nen, ob sie eine öffentliche Aufgabe – 
wie beispielsweise die Wasserversor-
gung – in Eigenregie erbringen oder 
Dritte unter Beachtung des Vergabe-
rechts damit betrauen. Bei der Kredit-
beschaffung der öffentlichen Hand 
soll nach den Vorstellungen der EU-
Mitgliedstaaten das Vergaberecht 
nicht zur Anwendung kommen.

Basel III beachten

Die Umsetzung der sogenannten 
„Basel III“-Regelungen führt zu einer 
nachhaltigen Stärkung der Wider-
standskräfte der Kreditinstitute und 
damit der Finanzmärkte. Die Höhe 
des Eigenkapitals und die Liquiditäts-
vorsorge der Institute werden verbes-
sert. Das Risikomanagement und die 
Grundsätze der Unternehmensfüh-

rung werden im Lichte der jüngsten 
Finanzmarktkrise reformiert. Für eine 
regulatorisch verursachte Verschlech-
terung der Konditionen der Finanzie-
rung von Kommunen durch Bankkre-
dite infolge der neuen 
Eigenkapitalvorschriften für Banken 
nach den Standards gemäß Basel III 
besteht kein Anlass.

Euro-Bonds werden abgelehnt. 
Gegen die immer wieder diskutierte 
Einführung von Euro-Bonds bzw. 
gemeinsamen europäischen Staats-
anleihen spricht, dass sich finanzpo-
litische und makroökonomische 
Ungleichgewichte im Eurogebiet ver-
festigen würden. Die Eigenverantwor-
tung der Mitgliedstaaten für ihre 
Haushalte und die Anreize für die 
Euroländer, eine stabilitätsorientierte 
Fiskalpolitik zu verfolgen, würden 
geschwächt. Außerdem entstünden 
durch Euro-Bonds Umverteilungsef-
fekte. Eine Vergemeinschaftung der in 
nationaler Verantwortung liegenden 
Kreditaufnahme zum Zweck der Ent-
lastung von Haushalten einzelner 
Euroländer würde zur Verletzung des 
Grundsatzes der Subsidiarität und zur 
dauerhaften Einschränkung von 
demokratisch legitimierter nationaler 
Haushaltsverantwortlichkeit führen. 
Daher sähe sich die Einführung von 
Euro-Bonds mit gesamtschuldneri-
scher Haftung auch erheblichen ver-
fassungsrechtlichen Bedenken ausge-
setzt.


